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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Wilstorf 35/ Langenbek 7 für den 
in der Anlage durch eine durchgehende Linie umgrenzten
Geltungsbereich zwischen Radickestraße und Gordonstraße
(Bezirk Harburg, Ortsteile 705, 707) wird festgestellt. 

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Westgrenze des Flurstücks 1284 (Gordonstraße) der
Gemarkung Langenbek, über das Flurstück 3229 (Hüllbeen),
Westgrenze des Flurstücks 3229, Südwest- und Westgrenze des
Flurstücks 3305 (Radickestraße), über die Flurstücke 3305,
3306, 3228 und 3229 (Hüllbeen) der Gemarkung Wilstorf –
Ostgrenze des Flurstücks 1284 (Gordonstraße), über das Flur-
stück 1284 der Gemarkung Langenbek. 

(2) Die Begründung des Bebauungsplans wird beim Staats-
archiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt. 

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung kann auch beim örtlich zuständigen
Bezirksamt während der Dienststunden kostenfrei eingese-
hen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke beim Bezirksamt
vorhanden sind, können sie gegen Kostenerstattung erwor-
ben werden. 

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein Ent-
schädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-

anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

3. Unbeachtlich sind 
a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1

und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und 

b) Mängel der Abwägung,
wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 

§ 2
Für den in der Anlage dargestellten Geltungsbereich des

Bebauungsplans wird auf der mit „A“ bezeichneten Fläche
Straßenverkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung
„Geh- und Radweg“ festgesetzt. Auf der mit „B“ bezeichneten
Fläche wird reines Wohngebiet nach § 3 der Baunutzungsver-
ordnung in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 133),
zuletzt geändert am 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479), aus-
gewiesen.

§ 3
Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-

ungspläne aufgehoben. 

Verordnung
über den Bebauungsplan

Wilstorf 35 / Langenbek 7
Vom 29. Januar 2004

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (BGBl. 1997 I S. 2142, 1998 I S. 137),
zuletzt geändert am 23. Juli 2002 (BGBl. I S. 2850, 2852), 
in Verbindung mit § 3 Absatz 1 des Bauleitplanfeststellungs-
gesetzes in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl.
S. 271), Artikel 3 und 4 des Gesetzes über die Ermächtigung
des Senats zur Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von
Gesetzen über Bebauungs- und Landschaftspläne und zur
Weiterübertragung dieser Ermächtigung vom 11. Juni 1997
(HmbGVBl. S. 215, 216, 218, 225, 227), Artikel 3 und 4 des
Gesetzes über die Zustimmung der Bezirksversammlungen zur
Änderung, Ergänzung und Aufhebung von Gesetzen über
Bebauungs- und Landschaftspläne vom 4. November 1997
(HmbGVBl. S. 494, 495, 497, 505, 506), geändert am 1. De-
zember 1997 (HmbGVBl. S. 524), sowie § 1 Absatz 2 der
Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000
(HmbGVBl. S. 134) wird verordnet:

Hamburg, den 29. Januar 2004.

Das Bezirksamt Harburg
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